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Geſetz— Sammlung | 
für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten 


— Nr. 24. 


(Nr. 7858.) Verordnung über die Einrichtung und Verwaltung des Landarmenweſens in 
Altpommern. Vom 29. Juli 1871. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen über die Einrichtung und Verwaltung des Landarmenweſens in Alt— 
pommern, auf Grund des $. 28. des Geſetzes vom 8. März 1871., betreffend 
die Ausführung des Bundesgeſetzes über den Anterſtützungswohnſitz (Geſetz⸗ 
Samml. S. 130. ff.), nach Anhörung des Altpommerſchen Kommunallandtages, 
was folgt: 

4 


Der Landarmenverband von Altpommern umfaßt die Regierungsbezirke 
Stettin und Cöslin, mit Einſchluß der in ſtändiſcher Beziehung zur Mark 
Brandenburg gehörigen Kreiſe Dramburg und Schivelbein und der früher Neu— 
märkiſchen Theile der Kreiſe Regenwalde, Saatzig und Pyritz, dagegen mit 
Ausſchluß der früher Kurmärkiſchen Ortſchaften des Kreiſes Randow, welche dem 
Landarmenverbande der Kurmark angehören. 

Der Landarmenverband hat in der Stadt Stettin ſeinen Sitz und Ge— 


richtsſtand. 
$. 2. 


Die Verwaltung der Angelegenheiten des Landarmenverbandes wird vom 
I. Juli 1872. ab dem kommunalſtändiſchen Verbande von Altpommern und ſeinen 
Organen (dem Kommunallandtage, der Landſtube und einem Direktor für das Land— 
armenweſen) nach Maßgabe der Verordnung vom 17. Auguſt 1825. (Gefet- 
Samml. S. 215.), der Geſchäftsinſtruktion für die Landſtube vom 1. Dezember 
1830. und der Beſtimmungen in $$. 3—5. dieſer Verordnung übertragen. 


$. 3. 

Die laufenden Geſchäfte der Verwaltung führt der Direktor für das Land— 
armenweſen, welcher vom Kommunallandtage auf die Dauer von ſechs Jahren 
gewählt und vom Könige beſtätigt wird. 
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Ausgegeben zu Berlin den 19. Auguſt 1871. 


a 
Derſelbe erhält für ſeine Mühewaltung eine von dem Kommunallandtage 
feſtzuſetzende Entſchädigung aus dem Landarmenfonds. 


Er hat ſeinen Wohnſitz in der Stadt Stettin zu nehmen. Er wird von 
dem Vorſitzenden der Landſtube vereidigt und in ſein Amt eingeführt. 


§. 4. 


Der Direktor für das Landarmenweſen bereitet die Beſchlüſſe der Land— 
ſtube vor und trägt für die Ausführung derſelben Sorge. 

Er vertritt den Landarmenverband nach Außen und verhandelt Namens 
deſſelben mit Behörden und Privatperſonen, er führt den Schriftwechſel und 
zeichnet alle Schriftſtücke. 


$. 5. 


Inwieweit die Landſtube die Verwaltung ſelbſtſtändig zu führen oder 
die Beſchlußfaſſung des Kommunallandtages zu erwirken hat, imgleichen die Ab- 
grenzung der dufte des Direktors für das Landarmenweſen gegenüber denen 
der Landſtube im Einzelnen, ſowie der Geſchäftsgang, die Büreau⸗ und Kaſſen⸗ 
einrichtung der Landarmenverwaltung wird durch ein beſonderes von dem Kom— 
munallandtage mit Genehmigung des Miniſters des Innern zu beſchließendes 
Reglement feſtgeſtellt. 


§. 6. 


Die Ordnung der Verwaltung und der inneren Einrichtung der Land— 
armenanſtalten wird gleichfalls durch beſondere Reglements geregelt, welche der 
Kommunallandtag mit Genehmigung der Reſſortminiſter zu erlaſſen hat. 


$. 7. 


Die ſtaatliche Oberaufſicht über die geſammte ſtändiſche Landarmenverwal⸗ 
tung führt der Oberpräſident. 

Derſelbe iſt being, über alle Gegenſtände der Verwaltung Auskunft zu 
erfordern und an den Berathungen der Landſtube entweder ſelbſt oder durch einen 
zu ſeiner Vertretung abzuordnenden Staatsbeamten Theil zu nehmen. 

Er hat Beſchlüſſe der Landſtube, welche die Befugniſſe derſelben über⸗ 
ſchreiten oder das Staatswohl verletzen, zu beanſtanden und, ſofern eine das Vor⸗ 
handenſein dieſer Vorausſetzung begründende ſchriftliche Eröffnung an die Land⸗ 
ſtube fruchtlos geblieben iſt, Behufs Entſcheidung über deren Ausführung dem 
Miniſter des Innern einzureichen. Dem Oberpräſidenten iſt demgemäß von den 
Sitzungen der Landſtube unter Angabe der Berathungsgegenſtände durch den Vor⸗ 
ſitzenden zeitig Anzeige zu machen; auch ſind ihm auf Erfordern Ausfertigungen 
der Beſchlüſſe der Landſtube zur Kenntnißnahme mitzutheilen. 


$. 8. 
Die ſtändiſchen Landarmenbehörden ſind befugt, in Angelegenheiten ihres 
Geſchäftskreiſes die Kreis- und die Ortsbehörden zu requiriren. 
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$. 9. 

Die Landſtube hat alljährlich nach dem Rechnungsabſchluſſe die Reſultate 
der Verwaltung in Beziehung auf die Landarmenpflege und das Korrigenden⸗ 
weſen durch die Amtsblätter zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. 

§. 10. 


Mit dem im F. 2. gedachten Zeitpunkte treten das Landarmen⸗Reglement 
für Vor⸗ und Hinterpommern vom 9. April 1799. und das Landarmen-Regulativ 
vom 26. März 1831. außer Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Bad Ems, den 29. Juli 1871. 


(I. S.) Wilhelm. 
Gr. zu Eulenburg. 


(Ir. 7859.) Verordnung über die Einrichtung und Verwaltung des Landarmenweſens in 


dem kommunalſtändiſchen Verbande des Regierungsbezirks Kaſſel. Vom 
29. Juli 1871. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen dc. 


verordnen über die Einrichtung und Verwaltung des Landarmenweſens in dem 
kommunalſtändiſchen Verbande des Regierun gbezirts Kaſſel, auf Grund des 
$. 28. des Geſetzes vom 8. März 1871., betreffend die Ausführung des Bundes⸗ 
geſetzes über den Unterſtützungswohnſitz, nach Anhörung des Kommunallandtages, 
was folgt: 

Kr 


Die Verwaltung der Angelegenheiten des Landarmenverbandes des Re— 
ierungsbezirks Kaſſel wird vom 1. Juli 1871. ab dem kommunalſtändiſchen 
erbande dieſes Regierungsbezirks und deſſen Organen (dem Kommunallandtage, 

dem ſtändiſchen Verwaltungsausſchuſſe und dem Landesdirektor) nach Maßgabe 
des Regulativs vom 11. November 1868. (Geſetz-Samml. S. 999.) übertragen. 


. 2. 


Inwieweit der ſtändiſche Verwaltungsausſchuß die Verwaltung ſelbſtſtändig 
zu führen oder die Beſchlußfaſſung des Kommunallandtages zu erwirken hat, 
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wird ebenſo, wie die Abgrenzung der Befugniſſe des Landesdirektors gegenüber 
denen des Verwaltungsausſchuſſes im Einzelnen, durch ein beſonderes von dem 
Kommunallandtage mit Genehmigung des Miniſters des Innern zu erlaſſendes 
Reglement beſtimmt. 

Durch ein in gleicher Weiſe zu erlaſſendes Reglement wird auch die innere 
Einrichtung und Verwaltung der zu errichtenden Landarmen⸗ und Arbeitsanſtalt 
geregelt. 

$. 3. 

Die ſtändiſchen Landarmenbehörden ſind befugt, in Angelegenheiten ihres 

Geſchäftskreiſes die Kreis- und die Ortsbehörden zu requiriren. 


§. 4. 


Der ſtändiſche Verwaltungsausſchuß hat alljährlich nach dem Rechnungs- 
abſchluſſe die Ergebniſſe der Verwaltung in Bezug auf die Landarmenpflege und 
das Korrigendenweſen durch das Amtsblatt zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Bad Ems, den 29. Juli 1871. 
(L. S.) Wilhelm. 


Gr. zu Eulenburg. 


(Jr. 7860.) Verordnung über die Einrichtung und Verwaltung des Landarmenweſens in 
dem Stadtkreiſe Frankfurt a. M. Vom 29. Juli 1871. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen über die Einrichtung und Verwaltung des Landarmenweſens im Stadt- 
kreiſe Frankfurt a. M., auf Grund des F. 28. des Geſetzes vom 8. März 1871., 
betreffend die Ausführung des Bundesgeſetzes über den Unterſtützungswohnſitz, 
nach Anhörung des Kreistages, was folgt: 


. 1. 


Die Verwaltung der Angelegenheiten des Landarmenverbandes des Stadt⸗ 
kreiſes Frankfurt a. M. wird vom 1. Juli 1871. ab nach Maßgabe der Ver⸗ 
ordnung vom 26. September 1867., betreffend die Kreisverfaſſung im Gebiete 
des Regierungsbezirks Wiesbaden (Geſetz Samml. S. 1653.), dem kreisſtändi⸗ 
ſchen Verbande dieſes Stadtkreiſes und deſſen Organen (dem Kreistage und einer 
gemäß F. 21. jener Verordnung zu bildenden kreisſtändiſchen Landarmenkom⸗ 
miſſion) übertragen. 

$. 2. 
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Inwieweit die kreisſtändiſche Landarmenkommiſſion die Verwaltung ſelbſt⸗ 
ftändig zu führen oder die Beſchlußfaſſung des Kreistages zu erwirken hat, wird 
durch ein beſonderes von dem Kreistage mit Genehmigung der Bezirksregierung 
zu erlaſſendes Reglement beſtimmt. 

Durch ein in gleicher Weiſe zu erlaſſendes Reglement wird auch die innere 
Einrichtung und Verwaltung der zu errichtenden Landarmen- und Arbeitsanſtalt 
eintretenden Falles geregelt. 


$. 3. 
Die kreisſtändiſche Landarmenkommiſſion iſt befugt, in Angelegenheiten 
ihres Geſchäftskreiſes die Kreis- und die Ortsbehörden zu requiriren. 


. 4. 


Die kreisſtändiſche Landarmenkommiſſion hat alljährlich nach dem Rechnungs⸗ 
abſchluſſe die Ergebniſſe der Verwaltung in Bezug auf die Landarmenpflege und 
das Korrigendenweſen durch das Amtsblatt zur öffentlichen Kenntniß zu bringen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Bad Ems, den 29. Juli 1871. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. zu Eulenburg. 


(Nr, 7861.) Verordnung über die Einrichtung und Verwaltung des Landarmenweſens in 
der Provinz Hannover. Vom 1. Auguſt 1871. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen über die Einrichtung und Verwaltung des Landarmenweſens in der 
Provinz Hannover, auf Grund des F. 28. des Geſetzes vom 8. März 1871., 
betreffend die Ausführung des Bundesgeſetzes über den Unterſtützungswohnſitz 
(Gefeg-Samml. S. 130. ff.), nach Anhörung des Provinziallandtages, was folgt: 


u; 

Die Verwaltung der Angelegenheiten des Landarmenverbandes der Pro- 
vinz Hannover wird vom 1. Juli 1871. ab dem Provinzialverbande von Han⸗ 
nover und feinen Organen (dem Provinziallandtage, dem ftändifchen Verwaltungs⸗ 

(Nr. 7860—786l.) aus; 
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ausſchuſſe und dem Landesdirektorium) nach Maßgabe des Regulativs vom 1. No⸗ 
vember 1868. (Geſetz⸗Samml. S. 979.) übertragen. 


F. 2. 


Inwieweit der ſtändiſche Verwaltungsausſchuß die Verwaltung ſelbſtſtän⸗ 
dig zu führen oder die Beſchlußnahme des Provinziallandtages zu erwirken hat, 
wird ebenſo, wie die Abgrenzung der Befugniſſe des Landesdirektoriums gegen⸗ 
über denen des ſtändiſchen Verwaltungsausſchuſſes im Einzelnen, durch ein von 
dem Provinzallandtage mit Genehmigung des Miniſters des Innern zu befchlie- 
ßendes Reglement beſtimmt. Durch in gleicher Weiſe zu erlaſſende Reglements 
wird die innere Einrichtung und Verwaltung der einzelnen Landarmen⸗ und 
Korrektionsanſtalten geregelt. 


§. 3. 
Die ſtändiſchen Landarmenbehörden ſind befugt, in Angelegenheiten ihres 
Geſchäftskreiſes die Kreis-, Amts⸗ und Ortsbehörden zu requiriren. 


§. 4. 


Der ſtändiſche Verwaltungsausſchuß hat alljährlich nach dem Rechnungs⸗ 
abſchluſſe die Reſultate der Verwaltung in Beziehung auf die Landarmenpflege 
5 das Korrigendenweſen durch das Amtsblatt zur öffentlichen Kenntniß zu 

ringen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 


Gegeben Coblenz, den 1. Auguſt 1871. 


(L. S.) Wilhelm. 
Gr. zu Eulenburg. 


(Nr. 7862, ) 


. 
(Nr. 7862.) Konzeſſions⸗Urkunde, betreffend den Bau einer feſten Rheinbrücke bei Rhein⸗ 
hauſen. Vom 29. Juli 1871. 
— 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


Nachdem die Rheiniſche Eiſenbahngeſellſchaft auf Grund der Beſchlüſſe 
der Generalverſammlungen ihrer Aktionaire vom 29. Mai 1867., 29. Mai 1869. 
und 31. Mai 1870. darauf angetragen hat, ihr den Bau einer feſten Brücke 
über den Rhein für den Eiſenbahnverkehr im Zuge der Oſterath⸗Eſſener Bahn 
bei Rheinhauſen zu geſtatten, wollen Wir der Geſellſchaft zu dieſer Anlage Unſere 
Genehmigung unter der Bedingung ertheilen, daß auf Koſten der Geſellſchaft 
und gemäß näherer Feſtſetzung der Militairbehörden 0 

1) ſämmtliche Pfeiler der Brücke durch Minenkammern zur Sprengung 
vorbereitet werden, f 

2) die Strombrücke an beiden Ufern durch Drehbrücken abgeſchloſſen und 
durch Tambour ⸗Anlagen im unmittelbaren Anſchluß an dieſe Drehbrücken 
ſichergeſtellt wird, 

3) die für die jetzige Trajekt⸗Anſtalt benutzten rampenartigen Bahnſtrecken, 
ſoweit dies Seitens der Militairbehörden für nothwendig erachtet wird, 
zur Demolirung vorbereitet werden, und endlich 

4) die Geſellſchaft an den Militairfiskus Behufs Beſchaffung zweier ge⸗ 
panzerten Stromfahrzeuge und Einrichtung eines geeigneten Bergeplatzes 
für dieſelben die Averſionalſumme von 300,000 Thalern entrichtet. 

Zugleich beſtimmen Wir, daß auf die neue Anlage, welche einen inte 
grirenden Beſtandtheil des Rheiniſchen Eiſenbahn-Unternehmens bildet, die in 
dem Geſetze über die Eifenbahn- Unternehmungen vom 3. November 1838. ent⸗ 
haltenen Vorſchriften, insbeſondere diejenigen über das Expropriationsrecht und 
das Recht zur vorübergehenden Benutzung fremder Grundſtücke, Anwendung 
finden ſollen. 


Die gegenwärtige Urkunde iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Bad Ems, den 29. Juli 1871. 


(J. S.) Wilhelm. 
Gr. v. Roon. Gr. v. Itzenplitz. v. Mühler. Gr. zu Eulenburg. 


(Nr. 78627863.) (Nr. 7863.) 
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(Nr. 7863.) Allerhöchſter Erlaß vom 29. Juli 1871., betreffend die Aenderung des Regle⸗ 
ments für die Feuerſozietät der Oſtpreußiſchen Landſchaft. 


Au den Bericht vom 27. Juli d. J. will 800 die von dem 29. General⸗ 
ah der i Landſchaft am 24. März d. J. beſchloſſene Abände⸗ 
rung des $. 3 


be für die Feuerſozietät der Oſtpreußiſchen Land— 
ſchaft vom 30. Dezember 1837. (Gefeß-Samml. von 1838. S. 97. ff.) 


und der Nr. 1. des Allerhöchſten Erlaſſes vom 21. September 1848. hierdurch 
dahin genehmigen: 
daß die Beiträge fortan nach dem Verhältniſſe von 


eins für die 1. Klaſſe, 
zwei für die 2. Klaſſe, 
vier für die 3. Klaſſe und 
ſieben für die 4. Klaſſe 


zu vertheilen ſind. 
Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zu veröffentlichen. 
Bad Ems, den 29. Juli 1871. 


Wilhelm. 


Gr. zu Eulenburg. 
An den Miniſter des Innern. 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums: 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober- Hofbuchbruderei 
(R. v. Decker). 


